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Bezug: Kleine Anfrage 61 der Fraktion der SPD 
- Drucksache 516 - 


Auf die vorstehend bezeichncte Anfrage gestatte ich mir, im Be- 
nehmen mit den Herren Bundesministern der Finanzen und für 
Arbeit folgendes zu erwidern: 

Zu 1 

Die seit langem gegebene Unrentabilität der Steinkohlenbergwerke 
Barsinghausen und Obernkirchen (monatlicher Zuschuß : 800 000 bis 
900 000 DM) ist allgemein bekannt. Vor kurzem hat der Vorstand 
der Preußag dem Bundeswirtschaftsministerium davon Kenntnis 
gegeben, daß er keinen anderen wirtschaftlich vertretbaren Weg 
sähe, als die Anlagen stillzulegen. Das Bundeswirtschaftsministerium 
hat dem Vorstand der Preußag dringend empfohlen, unter allen 
Umstanden zunächst einen anderen Ausweg zu suchen, um die 
Entlassung von Arbeitern zu verhindern. Die geologischen Vor- 
aussetzungen in den beiden Anlagen sind jedoch außerordentlich 
ungünstig, so daß auf weite Sicht eine Erhaltung der Arbeitsplätze 
kaum gewährleistet sein dürfte. 

Zu 2 

Im Aufsichtsrat der Preußag, in dem die Bundesregierung und die 
Landesregierung Niedersachsens vertreten sind, ist die wirtschaftliche 
Lage der beiden Steinkohlenbergwerke ausführlich erörtert worden. 
Im Hinblick auf die mit einer Stillegung der beiden Gruben ver- 
bundenen sozialen Auswirkungen, und um die Nachteile für die 
betroffenen Gemeinden zunächst noch zu verhindern, ist von einer 
alsbaldigen Stillegung der beiden Gruben zunächst Abstand ge- 
nommen worden. Es wurde ein besonderer Ausschuß des Auf- 
sichtsrates eingesetzt, der untersuchen soll, ob es trotz aller bisher 
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ergebnislosen Versuche einen Weg gibt, die Fortführung der Be- 
triebe zu ermöglichen, oder aber, wenn sich kein Weg zeigt, welche 
Maßnahmen getroffen werden könnten, um soziale Härten zu ver- 
hüten. Erst nach Abschluß dieser Prüfung kann die Frage behandelt 
werden, welche Maßnahmen von seiten des Bundes oder auch von 
anderen Stellen, beispielsweise vom Lande Niedersachsen, zu treffen 
wären. 

Zu 3 

Die Bundesregierung prüft zusammen mit der Hohen Behörde der 
Montan-Union, der OEEC und der ECE laufend den künftigen 
Bedarf an Kohle und anderen Energiearten. Auf Grund dieser 
Prüfungen kann gesagt werden, daß auch bei dem zu erwartenden 
weiteren Anstieg dieser Bedarf in volkswirtschaftlich befriedigender 
Weise gedeckt werden kann. Selbst bei einem unvorhergesehenen 
stärkeren Anstieg könnte der Bedarf durch andere Maßnahmen in 
wirtschaftlich befriedigender Weise besser gedeckt werden als durch 
die unter ungünstigen geologischen Verhältnissen arbeitenden Gruben 
von Barsinghausen und Obernkirchen. Die Frage einer Fortführung 
dieser Betriebe ist daher nicht vom volkswirtschaftlichen Standpunkt 
im Rahmen einer langfristigen Kohlen- und Energiewirtschafts- 
politik zu betrachten, sondern lediglich unter sozialpolitischem 
Gesichtswinkel. 


Dr. Erhard 



